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                                                EU-Asylreform
                                            


                        

                        
                            EU-Parlament stimmt Asyl-Reform zu
                        

                    

                    
                        
                            Die seit Jahren umstrittene Asylreform ist vom EU-Parlament abgesegnet worden. Der Rat muss noch zustimmen, doch Innenministerin Nancy Faeser (SPD) freut sich bereits über eine Entlastung der Kommunen.
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                            Quick-Freeze: Der nächste wackelige Ampel-Kompromiss?
                        

                    

                    
                        
                            
Die Ampelkoalition will Handlungsstärke demonstrieren: Das Quick-Freeze-Verfahren zur Speicherung von Verkehrsdaten soll kommen, die Mietpreisbremse dafür verlängert werden, so der Kompromiss zwischen den Parteien. Wenn er denn hält.
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                                                Gewährleistungsausschluss
                                            
	
                                                Oldtimer
                                            


                        

                        
                            Haftung für Mängel auch bei Oldtimern möglich
                        

                    

                    
                        
                            Wer bei einem Verkauf jegliche Gewährleistung für Sachmängel ausschließt, haftet trotzdem für eine zugleich vereinbarte Beschaffenheitszusage. Das hat der BGH heute im Fall eines Oldtimers entschieden, bei dem die als "top" angepriesene Lüftung und Heizung ihre Macken aufwiesen.
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                                            Journalismus
                                        


                            

                            
                                Anklage gegen Journalisten Semsrott zugelassen
                            

                            
                                Der FragDenStaat-Chefredakteur muss sich ab Herbst vor dem LG Berlin I verantworten, weil er Beschlüsse aus Ermittlungsverfahren gegen Mitglieder der Letzten Generation und einen Radiojournalisten veröffentlicht hatte.
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                                            Digitalisierung der Verwaltung
                                        


                            

                            
                                Gesetz für digitale Verwaltung soll in den Vermittlungsausschuss
                            

                            
                                Das Onlinezugangsgesetz 2.0 muss nachverhandelt werden, Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) wirbt für eine schnelle Lösung. Der Ton zwischen Regierung und Opposition wird indes rauer.
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                                            Arbeitsmaschine
                                        
	
                                            Betriebsgefahr
                                        


                            

                            
                                Traubenvollernter: Keine Haftung aus Betriebsgefahr für kontaminierte Trauben
                            

                            
                                Der BGH hat sich in einem fast identischen Fall wie im vergangenen Jahr erneut mit einem Traubenvollernter befasst und bekräftigt, dass keine Haftung aus Betriebsgefahr in Betracht kommt, wenn die Trauben bei der Weinlese wegen eines Lecks an der Erntemaschine kontaminiert werden. 
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                                Bundestag berät Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Justiz
                            

                            
                                Am Mittwoch berät der Bundestag in erster Lesung über weitere Modernisierungsmaßnahmen in der Justiz. Akten sollen weiter digitalisiert, die elektronische Kommunikation in Strafsachen ausgeweitet und Videoschalten in der Hauptverhandlung ausgebaut werden.
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                                            Erfolgsqualifikation
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                                Erpresserischer Menschenraub mit Todesfolge: Zurechnung auch bei Mittäterexzess
                            

                            
                                Kommt das Opfer eines erpresserischen Menschenraubs um, weil die Lage während der Tat eskaliert und einer der Täter die Geisel tötet, wird der Tod auch dessen Mittäter zugerechnet. Der BGH begründet dies damit, dass § 239a StGB auch die körperliche Integrität der Geisel schütze. 
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                                            Abtreibungsverbot
                                        


                            

                            
                                Oberstes Gericht in Arizona erlaubt Anwendung eines Abtreibungsverbots von 1864
                            

                            
                                In Arizona könnte schon bald ein 160 Jahre altes Abtreibungsverbot wieder in Kraft treten. Das Oberste Gericht des US-Bundesstaats entschied am Dienstag, dass ein Gesetz von 1864 Anwendung finden dürfe, wonach Schwangerschaftsabbrüche selbst in Fällen von Vergewaltigung oder Inzest untersagt sind.
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                                            Dr. Lars Niesler
                                        


                                

                                
                                    Bekenntnis zu den Amtsgerichten
                                

                                Bis zu welchem Streitwert ist das Amtsgericht in Zivilsachen sachlich zuständig? Diese Frage kann jeder Examenskandidat beantworten: 5.000 Euro. Jahrzehntelang erschien diese Grenze unverrückbar. Jetzt ist endlich Bewegung in die Sache gekommen. Dr. Lars Niesler, Direktor des Amtsgerichts Mosbach, findet das in unserem Editorial nicht ambitioniert genug.
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                                            Agenda
                                        


                                

                                
                                    Die Termine der 15. Kalenderwoche
                                

                                Kann ein Verkäufer eines Oldtimers jegliche Sachmängelhaftung ausschließen, aber gleichzeitig behaupten, die Klimaanlage sei top? Das muss der BGH klären, weil im Streitfall Lüftung und Heizung dann doch ihre Macken hatten. Das BVerfG urteilt über die Rechte eines leiblichen Vaters gegenüber dem rechtlichen Papa. Gestritten wird außerdem über unerwünschte Reklamepost, Einnahmeausfälle von Hotelbetreibern durch Corona-Verbote und die Berechnung steuerbegünstigter Bereitschaftsdienste.
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                                            Markus Hartung
                                        


                                

                                
                                    Dulden, ohne zu liquidieren?
                                

                                „Immer mehr Verbraucher pochen auf ihr Recht – jetzt haben die Gerichte ein Problem“, lautete unlängst eine Schlagzeile bei CHIP, dem nach eigenen Angaben größten Verbraucherportal Deutschlands. Dass der Beitrag gefühlt etwas spät kommt, ist nicht so entscheidend, wir wissen ja, dass es nicht „jetzt“, sondern ein seit Jahren virulentes Thema ist und bisher niemand die silver bullet gefunden hat, um es in den Griff zu bekommen.
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                                            Dr. Arnim Rosenbach
                                        


                                

                                
                                    Handwerk und Kunst juristischer Falllösung
                                

                                Ausdrücklich bekennt sich das "Hamburger Protokoll" – ein breit gefächertes Bündnis für eine Reform des Jurastudiums – vom 1.12.2023 zu einer Reduktion der Pflichtstoffkataloge. Es hält es für geboten, in der Ausbildung die Grundlagen- und Methodenkompetenz zu stärken (NJW-aktuell H. 11/2024, 19). Beginnt damit ein Paradigmenwechsel?
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                                            Prof. Dr. Christoph Degenhart
                                        


                                

                                
                                    "Alle Macht den Räten?"
                                

                                50 Jahre nach der Novemberrevolution wurde die Parole erneut skandiert, gerne verbunden mit der Aufforderung, einem sich ins Versmaß fügenden Vertreter der Staatsmacht die "Gräten zu brechen". Von so aggressiver Rhetorik sind selbst "Klimaaktivisten" mit ihren etwas diffusen Vorstellungen von losbasierten, verbindliche Entscheidungen treffenden "Gesellschaftsräten" weit entfernt – sie wären ohnehin verfassungskonform nicht realisierbar. 
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                                    "Es geht den Sprayern um Fame"
                                

                                Berlin gilt als heimliche Hauptstadt des Graffiti in Europa. Und das aus gutem Grund, gehören doch die mal mehr, mal weniger künstlerisch anspruchsvollen Bilder zum Stadtbild wie das Brandenburger Tor, der Reichstag und die gelb-roten S-Bahnen. Doch an den Kunstwerken scheiden sich die Geister. Vor rund vier Jahren wurde deshalb bei den Berliner Ermittlungsbehörden eine spezielle Task Force gebildet, der Amtsanwältin Helene Wagner angehört. Ein Gespräch über Ermittlungen in einer ganz speziellen Szene.

                                Mehr lesen
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        Internet Explorer: Unsere Empfehlung

        ×
        
            Sie nutzen noch den Interenet Explorer 11 (IE11) und wir empfehlen Ihnen, bis zum 15. Juni 2022 auf den neuen Browser „Microsoft Edge“ oder eine aktuelle Version eines anderen gängigen Internet-Browsers (Firefox, Chrome, usw.) umzusteigen. Wir folgen damit den Empfehlungen des Unternehmens Microsoft, das ebenfalls schrittweise begonnen hat, die Unterstützung dieser Browserversion einzustellen. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an unsere Hotline unter der Telefonnummer 089-38189-421.
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